
 

 

 

 

  

NACHTRAG 

zum Mandanten-Informationsbrief 

vom 01. Mai 2026 – Stand: 14. Mai 2026 

Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

 

zu Punkt 1 unseres Mandanten-Informationsbriefs vom 01. Mai 2026 ergibt sich 

kurzfristig eine wesentliche Änderung der Sachlage, die Sie sicherlich selbst den 

Medien entnommen haben, über die wir Sie aber dennoch vorsorglich noch vor dem 

regulären nächsten Brief am 01. Juli 2026 informieren möchten 



 

 

 

1. Entlastungsprämie – Vorhaben vom Tisch 

Die im Mai-Brief unter Punkt 1 dargestellte Entlastungsprämie von bis zu 1.000 € ist im Bundesrat 

gescheitert. Nach einer Mitteilung von Unionsfraktionschef Jens Spahn und CSU-Landesgruppenchef 

Alexander Hoffmann an die Abgeordneten der Union vom 13. Mai 2026 wird das Vorhaben nicht 

weiterverfolgt. 

Konsequenz für Arbeitgeber 

Eine steuer- und sozialversicherungsfreie Auszahlung einer „Entlastungsprämie" unter den im Brief 

beschriebenen Voraussetzungen ist auf der Grundlage des bisherigen Gesetzesentwurfs nicht mehr zu 

erwarten. Bereits eingeleitete interne Vorbereitungen – etwa Kommunikation an die Belegschaft, 

Anpassungen in der Lohnabrechnung oder entsprechende Liquiditätsplanungen – können entsprechend 

zurückgestellt werden. 

Wer bereits Auszahlungen in Erwartung der Regelung in Aussicht gestellt oder vorgenommen hat, sollte 

beachten: Ohne die zugrunde liegende gesetzliche Regelung kommt eine Steuer- und 

Sozialversicherungsfreiheit nicht in Betracht. Solche Zahlungen wären als regulärer steuer- und 

beitragspflichtiger Arbeitslohn zu behandeln. Wir empfehlen in diesen Fällen eine kurzfristige Abstimmung 

mit uns, bevor weitere Schritte erfolgen. 

Ausblick 

Eine konkrete Alternativmaßnahme hat die Koalition nach derzeitigem Stand noch nicht angekündigt. In 

der politischen Debatte werden weitere Entlastungsmaßnahmen – insbesondere im Bereich der 

Energiebesteuerung – diskutiert; ein konkreter Gesetzgebungsvorschlag liegt jedoch bislang nicht vor. 

Wir beobachten die weitere Entwicklung und werden in unserem nächsten Mandanten-Informationsbrief 

am 01. Juli 2026 hierzu berichten. Bei wesentlichen kurzfristigen Änderungen erhalten Sie 

selbstverständlich erneut einen Nachtrag. 

Hinweis zu den übrigen Themen des Mai-Briefs 

Die übrigen Punkte unseres Briefs vom 01. Mai 2026 – insbesondere die Änderungen im Bereich der 

Gewerbe- und Grunderwerbsteuer im Rahmen des Neunten Gesetzes zur Änderung des 

Steuerberatungsgesetzes (u.a. Anhebung des Mindesthebesatzes der Gewerbesteuer auf 280 %, 

Entschärfung der Signing-Closing-Falle, Entfristung des § 24 GrEStG) – sind von dieser Entwicklung nicht 

betroffen und unverändert Gegenstand eines gesonderten Gesetzgebungsverfahrens. 

2. Weitere Informationen 

Die vorstehenden Ausführungen sind nach bestem Wissen und Kenntnisstand verfasst worden. Es handelt 

sich nicht um abschließende Informationen und ersetzt keine Beratung. Eine Haftung für den Inhalt dieses 

Nachtrags kann daher nicht übernommen werden. 

Gerne beraten wir Sie zu diesem Thema. Bitte vereinbaren Sie bei Interesse einen Besprechungstermin. 


